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INSERAT

bz vom 12.6. 2013, S. 31 «Vom Kläger
zum Verurteilten»

• Die Firma FICON Finanz Consulting
AG war nie Bestandteil des im Artikel
erwähnten gerichtlichen Verfahrens.
In diesem Zusammenhang ist die Na-
mensnennung in diesem Artikel nicht
nachvollziehbar bzw. unseriös. Auch
ist die FICON in diesem Zusammen-
hang von der Basellandschaftlichen
Zeitung nie kontaktiert worden.
• Die FICON hatte von 1996 bis 2011
mit über 10 Banken und 15 Versiche-
rungsgesellschaften Vermittlungsver-
träge, welche von den «angeschlos-
senen» Beratern genutzt werden
konnte. Angeschlossene, selbststän-
dige Berater hatten keine Umsatzvor-
gaben und waren stets in der Pro-
duktwahl frei. Die Produktauswahl
lag immer in der Kompetenz des
selbstständigen Beraters. Das Ge-
schäftsmodell ist im 2012 geändert
worden und sämtliche Vermittlerver-
träge der juristisch selbstständigen
Berater wurden zur Sicherheit der
FICON aufgelöst.
• Der Tatbestand des Betrugs bezüg-
lich dieses externen Beraters wurde
von der Staatsanwaltschaft einge-
hend geprüft und als nicht vorhanden
taxiert. Am 2. Mai 2012 wurde das
eingeleitete Strafverfahren des be-
sagten Vermittlers wegen Urkunden-
fälschung und Betrug zwischenzeit-
lich vom Schweizerischen Bundesge-
richt rechtskräftig eingestellt.
• In einem weiteren Urteil des Ge-
richtspräsidentin des Bezirksgericht
Liestal vom 12. Juni 2012 wird Herr
Mattmüller untersagt gegenüber Drit-
ten Äusserungen zu machen und zu
behaupten, dass strafbare Handlun-
gen wie insbesondere Urkundenfäl-
schungen und Betrug begangen wur-
den.
• Herr Mattmüller hat vom Bezirksge-
richt Liestal im Zusammenhang mit
dem zu Unrecht beschuldigten Bera-
ter bereits Verfügungen erhalten,
dass er sich in der Öffentlichkeit nicht
zu dem Thema äussern, bzw. falsche
Anschuldigungen machen darf, weil
seine Behauptungen aufgrund der
(mehrfachen) Gerichtsurteile nicht
haltbar sind.
• Herr Mattmüller hat CHF 100 000.–
in Clerical Medical Investments inves-
tiert. Insgesamt wurden über
CHF 82 000.– in Form jährlichen Zah-
lungen und einer Schlussrückzahlung
überwiesen. Der entstandene Verlust
von CHF 18 000.– ist vor allem durch
die starke Abwertung des EUR ge-
genüber dem CHF begründet. Von
Verlust all seiner Ersparnisse, wie das
im Artikel dargestellt wird, kann kei-
ne Rede sein.
Die FICON prüft im Zusammenhang
mit dem bz-Artikel rechtliche Schritte
wegen Rufschädigung und unge-
rechtfertigten Anschuldigungen.

MARTIN TSCHAN,

MITGLIED DER GESCHÄFTSLEITUNG
FICON FINANZ CONSULTING LIESTAL AG

Laut Art. 28g ZGB hat jedermann, der sich
durch eine Veröffentlichung in einem peri-
odisch erscheinenden Medium in seiner
Persönlichkeit betroffen fühlt, Anspruch auf
Gegendarstellung. Der Anspruch ist auf die
Darstellung von Tatsachen beschränkt und
gibt dem Betroffenen Gelegenheit zu einer
sachbezogenen Wiedergabe seines Stand-
punkts. Die Frage, welche Version die Rich-
tige ist, bleibt offen. (BZ)

Gegendarstellung

Wenn der Landrat künftig ein Gesetz
beschliesst, wird er dessen finanziel-
le Auswirkungen genau kennen.
Nachdem das Parlament im Februar
die sogenannte Preisschild-Motion
aus der SVP überwiesen hatte, sprach
es sich gestern in erster Lesung für
die von der Regierung ausgearbeitete
Vorlage aus. In Zukunft wird die Fi-
nanzdirektion alle Vorlagen an den
Landrat prüfen, die finanzielle Aus-
wirkungen haben. Wobei Adrian
Ballmer darauf Wert legte, dass seine
Direktion – beziehungsweise die sei-
nes Nachfolgers – keine politischen
Meinungen abgeben werde. «Ob die
Ausgaben gerechtfertigt sind, dar-
über macht immer noch nur die Ge-
samtregierung Aussagen.»

Dabei streute Ballmer seinen Kol-
legen und sich Asche über das Haupt.
«Das Preisschild war in der Vergan-
genheit nicht immer gewährleistet»,
gab er zu. Und es sei eine Frage der
Fairness, dass die Entscheidungsträ-
ger Transparenz hätten.

Verweis auf die städtische Praxis
Nur die SP bekämpfte die Teilrevi-

sion des Finanzhaushaltsgesetzes.
Sprecher Ruedi Brassel (Pratteln) er-
kannte einen unnötigen Mehrauf-
wand. «Materiell bringt diese Vorlage
nichts Neues, deswegen lehnen wir
sie ab.» Schon heute seien die Direk-
tionen beauftragt, die finanziellen
Dimensionen einer Vorlage aufzuzei-

gen. Gerade dort knüpfte sein Kon-
trahent Hanspeter Weibel (SVP, Bott-
mingen) an: «Zum Glück wird dieser
Aufwand schon heute betrieben, al-
les andere wäre ja fahrlässig. Von ei-

nem Mehraufwand bei einem Preis-
schild kann also nicht die Rede sein –
gerne will ich hören, wie die SP ihre
Haltung in einem allfälligen Abstim-
mungskampf begründen wird.» Frak-

tionskollege Hans-Jürgen Ringgen-
berg (Therwil) warf den Sozialdemo-
kraten gar vor, sich überhaupt nicht
für ausgeglichene Finanzen zu inte-
ressieren. Der Fraktionspräsident der
Grünen, Klaus Kirchmayr (Aesch)
wollte die «rhetorisch mit starkem
Geschütz» geführte Debatte versach-
lichen und schlug sich auf die Seite
der Bürgerlichen, die allesamt für die
Vorlage warben. «Es gab in der Ver-
gangenheit viele Vorlagen, in denen
zwar Zahlen vorhanden waren, aber
die Einheitlichkeit fehlte.»

Brassel störte sich aber nicht nur
inhaltlich an der «überflüssigen» Vor-
lage, sondern auch daran, dass die
Regierung ein beschleunigtes Verfah-
ren eingeleitet habe. «Warum auch

die Eile, wo es weiss Gott keine
Dringlichkeit gibt?», ärgerte er sich
darüber, dass die Parteien nur zu ei-
ner konferenziellen Anhörung einge-
laden wurden, statt zu einem schrift-
lichen Vernehmlassungsverfahren.

Der Finanzdirektor selber belehr-
te ihn: Die Kantonsverfassung
schreibe vor, ein finanzielles Un-
gleichgewicht zu beheben – «und
die haben wir immer noch». Um der
Linken den Wind aus den Segeln zu
nehmen, verwies Adrian Ballmer
auf die vergleichbare Preisschild-
Praxis im «rot-grün dominierten» Ba-
sel. «Und mir scheint, dass Basel da-
mit auch kein Problem hat.»

VON LEIF SIMONSEN

Transparenz Alle Vorlagen an den Landrat werden künftig auf die finanziellen Auswirkungen geprüft

Preisschild soll Entscheid vereinfachen

«Warum auch die Eile,
wo es weiss Gott keine
Dringlichkeit gibt?»
Ruedi Brassel, SP-Landrat

Das Preis-Etikett soll dem Landrat den Entscheid erleichtern. MONTAGE: ADANK

Landrat Gleich doppelt erhielt SP-Bil-
dungsminister Urs Wüthrich gestern
den Auftrag, auf höhere Semesterge-
bühren für in- und ausländische Stu-
denten der Uni Basel hinzuwirken.
Der Landrat überwies sowohl die Mo-
tion von Michael Herrmann (FDP) für
moderate Gebührenerhöhungen bei
Ausländern als auch die Motion von
Paul Wenger (SVP), der für Schweizer
Studenten «moderate», für ausländi-
sche «deutliche» Erhöhungen der 700-
Franken-Semestergebühr fordert. (BOS)

Höhere Gebühren
für Studenten
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